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Wochenblatt der KommunistischenPartei Deutschlands/Landesbezirk Baden

Jahrgang 3, Nr. 37 Mannheim. 14. Juli 1948 Preis 15 Pfg.J

Preisgabe Deutschlands in Koblenz !
Der Parteivorstand der KPD sur Koblenzer Ministerpräsiden ten-Konferenz
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(E .B .) „Der Tag wird kommen , wo
das deutsche Volk von ihnen Rechen¬
schaft verlangen wird “, sagt „Neues
Deutschland “ über die Konferenz der
Ministerpräsidenten Westdeutschlands ,
die am vergangenen Freitag das Lon¬
doner Diktat bewilligt und damit die
nationalen Belange des deutschen Vol¬
kes preisgegeben haben . Der Partei¬
vorstand der KPD erklärt hierzu :

Die Erklärung der Ministerpräsiden - '
ten in Koblenz zu den Vorschlägen der
Generale Clay , Robertson und Koenig
ist eine Irreführung des deutschen
Volkes . Hinter ihren Gegenvorschlä¬
gen verbergen die Ministerpräsidenten
ihre Anerkennung aller grundsätzlichen
Forderungen der drei Westmächte - Sie
erklären sich damit bereit , die Spal¬
tung Deutschlands und die Einverlei¬
bung der Westzonen in den westeuro¬
päischen Block unter amerikanischer
Führung zu verwirklichen . Sie geben
den nationalen Belange des deutschen
Volkes preis . Dafür werden die Mini¬
sterpräsidenten und die Parteiführer
der CDU und SPD die volle Verant¬
wortung vor dem deutschen Volke zu
tragen haben . Möge das deutsche Volk
die ganze Tragweite dieser schäd¬
lichen Handlungsweise erkennen .

Die - Ministerpräsidenten wollen allein
die Alliierten für das Besatzungsstatut
verantwortlich machen . Die Führer
der CDU und SPD haben mehr als
einmal die Bildung eines westdeut¬
schen Staates und den Erlaß eines Be¬
satzungsstatutes gefordert . Sie können
deshalb nicht die Verantwortung von
sich abwälzen .

Es war Dr . Schumacher , der im
vorigen Jahre in den USA verhandelte
und ein Besatzungsstatut verlangte - Es
war Dr . Adenauer , der an dem Haager
Kongreß Churchills teilgenommen und
den Anschluß der Westzonen an die
„Westeuropäische Union “ gefordert hat .In Koblenz haben die Führer der
Frankfurter Koalition in Fortsetzung
dieser Politik die Bildung eines west¬
deutschen Separatstaates ' anerkannt ,der nichts anderes sein wird als ein
Anhängsel an den westeuropäischen
kapitalistischen Block .

In Worten erklären sie sich gegendie Spaltung Deutschlands . Sie spre¬chen aber von positiven Seiten und
von Fortschritten in den Vorschlägender Westmächte . Sie fordern den Zu¬
sammenschluß der drei westlichen Zo¬
nen zu einem einheitlich « ! Wirt¬
schafts - und Verwaltungsgebiet als
eine unaufschiebbare Notwendigkeit .Sie nennen die von den Westmächten
geforderte Verfassung für die drei
.Westzonen schamhaft ein Organisa¬tionsstatut .

Aber die Erklärung enthält keine
Vorschläge für die notwendige Her¬
stellung der Einheit Deutschlands . Inihr ist nicht die Rede .von dem Wunschdes deutschen Volkes nach einer ge¬samtdeutschen Verfassunggebenden Na¬
tionalversammlung . -Das Besatzungs¬statut wird anerkannt und auf die
Forderung nach einem Friedensver¬
trag für ganz Deutschland verzichtet .

Keine Ostregierung
(Bln . EB ) Der Vorsitzende des Sekre¬

tariats des Deutschen Volksrates , ErichW . Gniffke , gab folgende Erklärungab :
„ Die in den letzten Tagen von der

westlich lizenzierten Presse verbreitete
Nachricht , der Deutsche Volksrat beab¬
sichtige , zur Bildung einer Ostregie -
rung überzugehen , ist unrichtig . Der
Deutsche Volksrat ist eine gesamtdeut¬
sche Repräsentation und wird infolge¬dessen Fragen einer Regierungsbil¬
dung nur von diesem Standpunkt aus
beurteilen . “

Das Schweigen der Ministerpräsiden¬
ten zeigt , daß sie weder den Willen ,
noch den Mut hatten , selbständig deut¬
sche Forderungen zu stellen .

Der Parteivorstand der KPD ruft
zur Sammlung aller Deutschen auf ,
die die Einheit ihrer Heimat nicht
preisgeben wollen . Die demokratischen
und nationalen Interessen Deutsch¬
lands erfordern :

Die sofortige Rückgängigmachung
der separaten Maßnahmen in den

Westzonen und Durchführung eines
Volksentscheides über die Einheit
Deutschlands , die Wahl einer ge¬
samtdeutschen Verfassunggebenden
Nationalversammlung und die Bil¬
dung einer gesamtdeutschen Regie¬
rung , den sofortigen Abschluß eines
Friedensvertrages mit Deutschland
und den Abzug der Besatzungstrup¬
pen ein Jahr nach -Unterzeichnung
des Vertrages .
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Mannheimer Betriebsräte
stehen hinter Arbeitsminister Kohl

Starmische Versammlung der Mannheimer Betriebsräte —
Mitbestimungsrecht und sozialer Lastenausgleich gefordert

(E .B .) Die Erbitterung der Werktäti - schaftsrat oder anderen deutschen
gen über die ungerechte und unsoziale
Währungsreform fand in der Vollver¬
sammlung der Mannheimer Betriebs -

Stellen ein soziales Gesetz zum La¬
stenausgleich erwarten wolle .

Sehr aktiv beteiligte sich auch die
räte in einer sehr erregten Debatte Jugend an der Diskussion . Die Ju -
ihren sinnfälligen Ausdruck . Im An¬
schluß an ein Referat des 2 . Bundes -

gend verlangt die Einschaltung und
Mitbestimmung der Gewerkschaften

Vorsitzenden der Gewerkschaften , En - bei den für die Jugend wichtigen Fra -
gelhardi , zu den Währungsgesetzen gen , wie z . B . der Lehrlings - und Be-
wurde von allen
nern der unsoziale
Währungsreform , die
einfachsten Menschen

Diskussionsred - rüfsausbildung , erklärte unter dem
Charakter der Beifall der Versammlung der jugend -

die liehe Betriebsrat Holzhauer vonMWM .gerade
am schwer - Der Volksbetrug durch die käpita -sten trifft , bloßgelegt . Stürmisch ver - üstische Warenhortung wurde eben¬

langten die Betriebsräte und Diskus - falls von mehreren Diskussionsrednernsionsredner , daß nun endlich das Mit - und vom Referenten angeprangert ,
bestimmungsrecht der Belegschaften Den Gewerkschaften war , wie der Be-
seine gesetzliche Festlegung findet , wie triebsrat Hohl von BBC , aus seinerdies die württembergisch -badische Ver - Praxis als Mitglied eines gewerkschaft -
fassung vorsieht . Regierung und Land - liehen Kontrollausschusses heraus .tag sind verantwortlich für die Durch¬
führung der Verfassung , sagte ein Dis¬
kussionsredner , und wenn sie das

sagte , die Warenhortung teilweise be¬
kannt und es wäre wohl notwendig
gewesen , gegen diese Warenhortungennicht können oder nicht wollen , dann rechtzeitig mit allen zur Verfügungsollen sie abdanken . stehenden gewerkschaftlichen Macht -

Aus der Versammlung heraus wurde mittein vorzugehen . Es ist allzu billig
eine Entschließung vorgelegt , welche und bequem , heute die Käufer der
die sofortige Behandlung des Gesetzes Disziplinlosigkeit zu beschuldigen , weil
znm Mitbestimmungsredit vor dem sie beim Erscheinen der langersehnten
Landtag verlangt . Die Betriebsräte Waren nicht in den Käuferstreik ge¬
stehen sich eindeutig hinter den Ge- treten sind , wie dies in den Ausführun¬
setzentwurf des Arbeitsministers Kohl gen des Referenten zum Ausdruck
und lehnen das Gesetz der sog . Fach - kam . - Neue Formen , wie z . B. Käu -
lente , das von der Regierung vorge - ferstreiks , müssen gefunden und orga -
legt wird , ab . nisiert werden .

Der Lastenausgleich , der einen brei - \ |>ie Betriebsräte -VoUversammlung
ten Raum in der Diskussion einnahm , dürfte für alle maßgebenden Stellen
soll eine Angelegenheit auch der Ge- eine deutliche Warnung sein . Die
werkschaften sein , die sich aktiv ein - Werktätigen sind gewillt , den Kampf
schalten müssen . Man müsse an Wun - aufzunehmen für ihre gerechten For -
der glauben , so erklärte der Vorsit - derungen , das sollte man sich bei
zende der Metallarbeiter , Paul Schreck , allen , die es angeht , in Stuttgart und
wenn man vom Frankfurter Wirt - Frankfurt , sehr wohl merken .

Der Landtag ist zum Arbeiten dal
Antikommunistisehe Propaganda statt Mitbestimmungsrecht

(VSt - EB .) „Der Landtag ist zum Ar - Nur der Abg . Brandenburg (DVP )
beiten da“, rief der kommunistische fand den Mut , wenigstens vor der
Abg . Leibbrand den Vertretern der Abstimmung von der Tonart der Ent -
CDU und DVP zu , als sie in der Schließung abzurücken . Die kommuni -
Landtagssltzung vom 7. Juli 1948 eine stische Fraktion , die durchaus bereit
Aussprache über das Gesetz zum Mit - war , an allem mitzuwirken , was
bestimmungsrecht der Betriebsräte geeignet ist , die Leiden der Berliner
ablehnten . Das Gesetz wurde an - Bevölkerung zu beseitigen , nahm an
schließend gegen die Stimmen der der Abstimmung nicht teil . Sie lehnte
KPD in der ersten Beratung ohne De- eg ab , in dem Streit der Besatzungs¬
batte an den Ausschuß überwiesen . möchte ein Feuer zu schüren , durch

Vorhergegangen war eine Tages - das den Berlinern nicht geholfen ,
Ordnung , die sich fast ausschließlich sondern nur ihre Lage noch erschwert
mit einer antikommunistischen Pro - würde .
pagandaaktion auf Grund der Ber - Der Bericht des Ministerpräsidentenliner Vorgänge beschäftigte . Die Be - Dr . Reinhold Maier zu den Erklärun¬
handlung der durch die Frankfurter gen der drei Militärgouverneure in
Ministerpräsidentenkonferenzen aufge - Frankfurt über Weststaat , Besatzungs -
worfepen Lebensfragen für das deut - Statut und Neubildung der Länder
sehe Volk ging , wie die Kommunisten War von tiefem Pessimismus getragen ,
feststellten nicht ohne Absicht , völlig Er sprach von den „Schranken deut -
darin unter . Das ging so weit , daß die sche r Unfreiheit “ , in denen man sich
Abgeordneten der CDU , DVP und nun schon jahraus , jahrein bewegen
SPD eine Entschließung annahmen , müsse . Mit „Realismus “ soll der Ver -
die sich völlig einseitig gegen eine fassunggebenden Versammlung der
Besatzungsmacht richtet , ohne daß sie hochtrabende Name genommen und
selbst den genauen Text kannten . (Fortsetzung auf Seite l)

Mitbestimmungsrecht
Von Paul Schreck , M.d .L.

Das werktätige Volk in Württem¬
berg -Baden hat im Herbst 1946 der
Verfassung zugestimmt , um die darin
enthaltene soziale Wirtschaftsordnung
Wirklichkeit werden zu lassen . Be¬
sonders ist es der Artikel 22, dessen
Verwirklichung als zwingende Notwen¬
digkeit der Gesundung unserer Ver¬
hältnisse dem schaffenden Volke sehr
am Herzen liegt . Derselbe lautet : „Es
ist ein Arbeitsrecht zu schaffen , das
dem Arbeitnehmer einen gerechten
Lohn , ausreichende Freizeit und Ur¬
laub gewährleistet .

Vertreter der Arbeitnehmer sind an
der Verwaltung und Gestaltung der
Betriebe zu beteiligen . . . ."

Während die Verwirklichung des
ersten Satzes dieses Artikels immer
mehr von den Gewerkschaften als"/ihr
Aufgabengebiet betrachtet wird , war es
bisher unmöglich den zweiten Satz in
die Tat umzusetzen , weil seitens der
Unternehmer bisher jedes Entgegen¬
kommen mit der Begründung abge¬
lehnt wurde , daß erst ein Gesetz ge¬
schaffen werden müsse , in welchem
alle *Elnzelheiten festzulegen seien .

Ein Gesetzentwurf zur Beteiligung
der Arbeitnehmer an der Verwaltung
und Gestaltung der Betriebe wurde be¬
kanntlich vom Arbeitsministerium im
vergangenen Jahre vorgelegt und von
der Regierung verworfen . Gemeinsam
mit den Gewerkschaften hat dann das
Arbeitsministerium einen zweiten Ge¬
setzentwurf vorbereitet , der in einem
von der Regerung gebildeten Ausschuß
monatelang verhandelt worden ist und
ebenfalls zurückgewiesen wurde . Auf
Grund der Eingaben von Unterneh¬
merverbänden und anderer reaktionä¬
rer Organisationen , wurde ein Regie¬
rungsentwurf geschaffen , der nichts
mehr mit den Vorschlägen der Ge¬
werkschaften und des Arbeitsministe¬
riums gemeinsam hat .

Dieser Gesetzentwurf stand in der
vergangenen Woche auf der Tagesord¬
nung des Landtages . Die Vertreter der
Kommunistischen Partei setzten sich
dort für eine sofortige Behandlung der
Vorlage ein ; sie blieben jedoch in der
Minderheit , und die Regierungsvor¬
lage wurde dem sozialpolitischen Aus¬
schuß des Landtages überwiesen . Die
bürgerlichen Parteien begründeten ihre
Haltung damit , daß die Ueberweisung
an den Ausschuß nicht eine Verschlep¬
pung sondern eine Beschleunigung der
Behandlung des Gesetzes mit sich
bringe . In Wirklichkeit war jedoch ihre
Absicht , eine grundsätzliche Auseinan¬
dersetzung über den Inhalt des Regie¬
rungsentwurfs zu verhindern , um der
Oeffentlichkeit ihre wahren Absichten
zu verschleiern .

Bei der Behandlung des Regierungs¬
entwurfs des Sozialpolitischen Aus¬
schusses des Landtages , welche gestern
ihren Anfang genommen hat , war »
durchaus dieMöglichkejt gewesen , dunA
sofortigen Eintritt in die Beratungen
eine schnelle Erledigung des Gesetze *
zu erreichen . Jedoch das Gegenteil trat
ein . Die bürgerlichen Parteien ' verhin¬
derten eine positive Arbeit , indem sie
stundenlang darüber redeten , ob es im
gegenwärtigen Zeitpunkt noch zweck¬
mäßig und notwendig sei , überhaupt
das Gesetz zu behandeln .

Bei dieser Diskussion trat eine
zweite Absicht klar zutage : Die bür¬
gerlichen Abgeordneten versuchten ,
in wiederholten Angriffen , den Ar¬
beitsminister Kohl auf de » Regie -

(Fortsetzung auf Seite >
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comex verewigen?“
Sowohl die SPD wie auch die bür¬

gerlichen Parteien gingen in der an-

, i öesen den unsozialen Charakter des Wälmmgsdiktats *
rungsentwurf festzulegen. Es wurde Eine Entschließung des Gewerkschaftsbundes die SpaHung wiet der Bezeichnungschon oft festgestellt, daß der Ge- „Der württembergisch-badische Ge- ches sind und jetzt der schon lange „Verwaltungsstatut“ geschluckt wer-setzentwurf der Regierung in den werkschaftsbund lehnt die sozialen vorhandene Bankrott der kapitalisti- den . Zum Besatzungsstatut erklärtewichtigsten entscheidenden Fragen in Härten , die mit dieser Währungsre - schön Finanzpolitik dem ganzen Volke Maier daß man verbindliche Grund-vollkommenem Gegensätze zu den form verbunden sind , entschieden ab,“ sichtbar wird. Noch mehr wird näm- rechte

'
der Deutschen den Besatzungs -Zielen und Absichten des Entwurfes so heißt es in einer Stellungnahme der lieh sichtbar : Die Währungsgesetze wie behörden gegenüber erwartet habe ,des Arbeitsministeriums und der Ge- Landeskonferenz der Gewerkschaften auch die gesamte Wirtschafts- und Fi- jjie Miltärgouverneure haben denwerkschaften steht. Der Arbeitsmini- vom 3. Juli. „Es geht nicht an, die ab- nanzpolitik der deutschen Verwaltun- stiel herumeedreht und uns aus-ster erklärte infolgedessen, daß er gehungerten, kleinen Sparbeträge in gen in Frankfurt und der einzelnen schiießü,*, Grundrechte der Besat-nicht bereit sei, den Regie - derselben Weise abzuwerten wie die Landesregierungen waren und sind „„„ „ „h-hnrden den Deutschen veeen-rungsentwurf zu vertreten , Riesenvermögen,- die teils Kriegsge- darauf abgestellt, die Lasten der Hit- h F diewohl aber sei er bereit dazu , darüber winne sind, teils aus Sehiebergeschäf - ler-Aera auf die breiten Volksmassen Hie rvsiizu referieren. ten stammen. “ Es sei eine soziale Un- abzuwälzen, den kapitalistischen Krei- „ .„„ „„u T an tvt a h» Offi

"
Der . Regierungsentwurf sieht ein gerechtigkeit und ein großer politischer sen in Deutschland die Sicherung ihrer menscnrau »en aer jcua una aer

Mitwirkung » recht erst bei Be- fehler , daß die Militärregierungen den Kriegs-, Kompensations- und Schieber¬
trieben von 200 Beschäftigten an auf- gewerkschaftlichen Forderungen nicht gewinne zu ermöglichen und die Aus¬
wärts vor . Nach feiner Betriebsstatistik entsprochen haben . powerung Deutschlands durch auslän- _ _ _
vom Mai 1947 beschäftigen 93 Prozent I“ der Entschließung der Gewerk - dische kapitalistische Kreise weiterzu- schließenden Debatte auf die Mängel
aller Betriebe weniger als 200 Arbei - schäften wird auch betont , daß die Ge- führen. Das Währungsdiktat ist auch und Schwächen der Erklärungen der
ter und Angestellte so daß nur in 7 werkschaften die Notwendigkeit einer im Zusammenhang mit der Durchfüh - Militärgouvemeure ein , ohne aber
Prozent aller Betriebe das Gesetz zur Neuordnung des Finanzwesens einlieit- rung des Marshallplanesnotwendig ge- <üe nötigen Konsequenzen daraus
Anwendung kommen soll. Darüber hin- {ich für ganz Deutschland gefordert worden. ziehen zu wollen,an « ist von eine,- Mithestimmnnir über haben. Bekanntlich hat die 4. Interzo - Die Gewerkschaften fordern ihre
die wirtschaftlichen Fragen im Regie- nenkonferenz mit den Worten „Durch- Mitglieder auf, sich gegen jede Ver- Demgegenüber stellte der kommu¬
nin esentwnrf keine Rede mehr führung einer einheitlichen Währungs - schlechterung der Arbeitsbedingungen nistische Abg . Buchmann fest , daß es® . . _ .

'
. . und Finanzreform für ganz Deutsch - und gegen gesetzwidrige Entlassungen jetzt endlich Zeit sei , mit der Politik

, diesen wenigen Tatsachen ist jand nach erfolgter wirtschaftlicher zur Wehr zu setzen. Sie verlangen die des „Ja , aber . .“ Schluß zu machen ,deutlich ersichtlich, wohin die Reise die Stellungnahme der Ge- rasche Verabschiedung der Gesetze zum Wenn das , was von den Ministerprä¬gehen soll . werkschaften klar Umrissen . Wenn Kündigungsschutz und gegen Massen - sidenten hierzu erklärt wurde , über-
Nachdem Ministerialrat Dr . Köbler nunmehr aber der württembergisch -ba- entlassungen. Der Lastenausgleich soll haupt einen Sinn haben solle, dannvom Staatsministerium den Gesetzent- dische Gewerkschaftsbund erklärt , daß mit größter Eile durchgeführt werden dürfe man nicht bei platonischen Er-wurf der Regierung in seinen Einzel- die Gewerkschaften die Neuordnung und die Arbeiterschaft wird aufmerk- klärungen stehen bleiben , und dieheiten warm vertreten hatte, traten des deutschen Finanzwesens begrüßen sam gemacht , ihren Einfluß auf die Politik der Halbheiten weiter pflegen ,die gegensätzlichen Meinungen offen und nur die sozialen Härten ablehnen , politischenParteien geltend zu machen , Abg. Leibbrand (KPD ) nannte diein Erscheinung . so entspricht das unserer Auffassung damit dieser Lastenausgleich einen so- von den Vertretern der anderen Par-
Ein Vertreter der Gewerkschaften nach nicht der klaren Forderung der 4. zialen Charakter erhält. Unserer Auf- teien immer wieder mit dem Problem

gab eine Erklärung des Bundesvor- Interzonenkonferenz nach einer Wäh- fassung nach sollten die Gewerkschaf- Berlin verknüpfte Hetze gegen die
Standes des Gewerkschaftsbundes rungsreform für ganz Deutschland , ten den Lastenausgleich eben nicht Ostzone und die maßlosen Angriffe
Württemberg -Baden zur Kenntnis, in Eine entschiedene Ablehnung dieser nur den politischen Parteien überlas- auf eine Besatzungsmacht eine billigewelcher der Regierungsentwurf in der Separat-Währungsreform , die Deutsch - sen, sondern ihre ganze gewerkschaft- Flucht. Ein solches Ablenkungsmanö -
jetzigen Form abgelehnt und die Wie- lands Wirtschaft endgültig zerschlägt , liehe Macht in die Wagschale werfen, ver sch€ine ihnen nicht unerwünschtderherstellung des Gewerkschaftsent- wäre am Platze gewesen. Es ist auch um noch zu retten, was zu retten ist m kommen. Der Abg . Heuß (DVP ),Wurfes gefordert wird . nur die halbe Wahrheit , wenn der Ge- und die ausgleichende Gerechtigkeit ^ von „antikommunistischer Pro-

Die Kommunisten setzten sich mit werkschaftsbund feststellt, daß die bei der Durchführung im Interesse der paganda « gesprochen habe und sie be-
allem Nachdruck für den sofortigen Reil Massea wirksam werden zu grüßte treffe damit den Sinn dieser
U!ir»+H 44 ir» Hin ■Rora +iirttr ein lrnnntpn brecheriSCtien Politik des Dritten Rsi* lassen. kg _ FHclriicKinn Man Irnnn #* a« <fon TCo-m-»Eintritt in die Beratung ein , konnten
jedoch nur erreichen , daß eine neue
Sitzung des Ausschusses in Kürze
festgelegt wurde, in welcher die Ein¬
zelheiten des Gesetzes umstritten und
festgelegt werden sollen.

Die KPD zur Neubildung der Länder
Diskussion. Man könne es den Kom¬
munisten nicht zumuten , daran teil¬
zunehmen.

Gegen befohlene Kunststaaten — Für Einheit Deutschlands
Der Parteivorstand der KPD nahm Regierung. Im einheitlichen Deutsch -

Die zahlreichen Vertreter aus den
Betrieben, die auf der Galerie an der
Landtagssitzung teilnahmen, warenuer Kegierungsenxwun trag! den am ucr j. ciS uii5 aiu iv. uuu n . «iun « uu auueu um üauuciu aai‘™ Efpknmmpa um Hie Waltnnt» der Par-Stempel brutalen Untemehmergeistes 1948 zu der Frage der Neubildung von Rechte gewährt werden, ähnlich denen ® ! iJS ,—ta ken-auf der Stirne. Die Beeinflussung des Ländern in den Westzonen Deutsch - in der Weimarer Verfassung. ai « S AhwürParlaments duroh die besitzende lands, wie sie in d.en Londoner Be - Die Arbeiterbewegung kämpfte seit _. aLcoa r P

"
Klasse durch Denkschriften und Ein- schlössen vorgesehen und von den Mi- jeher gegen das reaktionäre Preußen- ™ er iJeoaue uoer meses ^ ^

-
gaben wächst zu einer Flut an . Die nisterpräsidenten in Koblenz bespro- tum und die Vorherrschaft Preußens in selz . “ » o

verneuen,
Arbeiterklasse hat bisher ihre Mei- chen worden sind , Stellung. Die KPD Deutschland . Deshalb hat die KPD die f11311 vleie AeuJJerungen des

konnte
Unwil¬

lens hören . Sie hatten einen Anschau¬
ungsunterricht bekommen , der ihnen
dem Unterschied zwischen Fenster¬
reden und ernsthafter parlamentari¬
scher Arbeit vor Augen führte.

Zur Volksbelragung
Erklärung der Kommunistischen Partei

Die vom Landesvorstand der Kom¬
munistischen Partei Württemberg -Ba-

nung nur in ihren eigenen Versamm - lehnt mit aller Entschiedenheit die vor- Auflösung Preußens begrüßt - Sie be-
lungen und Konferenzen zum Aus- geschlagene Schaffung neuerLänder ab . tont : Die Beseitigung der Ueber-
druck gebracht . Es genügt nicht, wenn Durch die Beschlüsse von London wird reste deutscher Kleinstaaterei kann
der Bundesvorstand der Gewerkschaf- nicht nur Deutschland gespalten, son- nur eine gesamtdeutsche Angelegen-
ten und die Abgeordneten aus den Rei - dem es soll mit der Neubildung von heit sein. Nur von einem gesamt-hen der Arbeiterschaft ihre Meinung Ländern ein System separater Staaten deutschen Standpunk und nicht vorf
zum Ausdruck bringen . Jetzt ist es geschaffen werden. Diese würden zum partikularistisch- föderalistischen Län-höchste Zeit , daß sich die Angestellten Spielball wirtschaftlicher und politi- dergesichtspunkten, nach Vorschlägenund Arbeiter im den Fabriken und scher Interessengegensätze der kapita - ausländischer Interessen kann die
Werkstätten auf ihre demokratischen listischen Weststaaten werden . West- Frage der Länderreform gelöst wer-Rechte besinnen und laut und deut- deutschland würde dadurch vollends den .lieh ihre Meinung , die Meinung des zerstückelt und in den Zustgnd födera - Die KPD fordert seit 1945 : Bis zur den herausgegebenen Einzeichnungs¬schaffenden Volkes , dem Parlament listischer Kleinstaaterei zurückgewor - Wiederherstellungder Einheit Deutsch- listen zur Volksbefragung für die Ein-
zur Kenntnis bringen . Wenn die Werk- fen. - lands und der Bildung einer deutschen heit Deutschlands und einen gerech -
tätigen dieses , ihr unveräußerliches Durch die Schaffung eines Ruhrstaa - Regierung werden keine neuen Länder ten Frieden wurden von der Militär -
Recht wahmehmen, wird trotz aller tes, dessen Wirtschaft der Leitung aus- gebildet. Deshalb wandte sie sich ge- regierung in ihrer positiven Aufma -
Schwierigkeiten ein Gesetz geschaffen ländischer Monopole unterstellt wer - gen die befohlene Bildung von Län - chung beanstandet. Es wurde verlangt,werden , dasf ür die arbeitenden Schich- den soll, würde das Ruhrgebiet dem wie Nordrhein-Westfalen und daß nicht nur am Schluß der ListenDeutschland entrissen und die Grund- Niedersachsen . der Herausgeber genannt wird , son-

lage der deutschen Wirtschaft zerstört . Die KPD fordert das deutsche Volk dem auf beiden Seiten oben und unternDie KPD kämpft entschlossen für die in allen Ländern der Westzonen auf, in Erscheinung tritt, wobei die Mili -Wiederherstellung der Einheit Deutsch - sich nicht durch die Londoner Pläne tärregierung sich auf einen Brief vomlands, für die Wahl eines gesamtdeut - vom Kampf um die Einheit Deutsch- März 1948 betr. Veröffentlichungendersehen Parlaments und einer deutschen lands abhalten zu lassen.

ten ein Fortschritt bedeuten wird.

Verwaltungsbürokratie
am Werk !

Die Mannheimer Außenstelle des
Landeswirtschaftsamtessoll, laut einem
Schreiben aus Karlsruhe, am 30. Sep¬tember 1948 aufgelöst werden. Allen
Angestellten wurde auf den gleichenTermin gekündigt . Diese Maßnahmewürde für den IndustrieschwerpunktMannheim von außerordentlich nach¬
teiliger Wirkung sein . Insbesonderedie Verlegung der HauDtreferate Kohle
und Chemie nach Karlsruhe würdenicht nur die Arbeit der Mannheimer
Industrie mit großem Zeitverlust,finanziellen Nachteilen, Verzögerungenbei den einzelnen Vorgängen belasten,sondern auch dazu führen , daß vom
grünen Tisch aus weiter Feme den
Bedürfnissen der Industriestadt Mann¬
heim nicht in dem erforderlichenMaße
Rechnung getragen wird. Die Tageeiner Sonderverwaltung in Karlsruhesind sowieso gezählt. Hinter dem dik¬tatorischen Beschluß der Aufhebung

KPD fordert NkManredinnng der Kopfquote
Ein kommunistischer Antrag im württembergisch- badischen Landtag

In der Sitzung des württembergisch-^ werktätige Bevölkerung heraufbe—badischen Landtags vom 9- Juli 1948 schworenen Gefahren mildem soll,stellte die Kommunistische Fraktion Auch in diesem Programm ist die För¬den Antrag, bei der Militärregierung derung auf Nichtrückzahlung desdarauf hinzuwirken, daß der Kopf- Kopfgeldes von 60 DM enthalten,betrag von 60 DM bei der Umwand¬
lung der einbezahlten Altgeldbeträge
und Sparguthaben bis 5000 RM nicht
angereehnet wird. Außerdem fordert
der Antrag, daß alle erforderlichen
Anordnungen getroffen werden , daß
der Kopfbetrag auch von Löhnen ,Gehältern, Pensionen, Renten , Unter¬
stützungen und ähnlichen Einkünften
nicht abgezogen wird. Der Antrag der

Rekord in USA

politischen Parteien beruft .
Da dem Landesvorstand die Auflage

am Samstagmittag um 12 Uhr über¬
reicht wurde, war es nicht mehrmög-.
lieh, ihr nachzukommen . Um zu ver¬
hindern , daß die Mitglieder der Kom¬
munistischen Partei gegen die Richt¬
linien der Militärregierung verstoßen,wurde dieser Sachverhalt sofort über
Radio Stuttgart bekanntgegeben und
der Einzug der Listen angeordnet .

Am 12. 7. hat der Landesvorstand der
KPD erneut zu dieser Sachlage Stel-ön Lande der Weltrekorde haben lung genommen und festgestellt, daß

statistische Büro der Vereinigten Staa- **ene Umstellung die Volksbefragung
ten gab bekannt, daß Detailpreise für ™ w^it hinausgezogen wüTde. Untet
Gebrauchsartikel, wie sie von einer diesen Umständen verzichtet dieKom*

__ ___ - - , _ Durch9chnittsfamiliein einer amerika- Dualistische Partei im Augenblick aufan einen Ausschuß zur nischen Großstadt gekauft werden, von diese Befragung,möglichst schnellen Behandlung über- März bis April d . J. weiter gestiegen
. . wiesen. Es ist zu hoffen, daß schon gind. Der Preisindex für Konsumgüter Die Samstagnachmittags -der Außenstelle Mannheim steht das in dieser Woche der Landtag dazu laut Stichtag 15. April erreichte nach stunden erfolgreich durchgeführtenBestreben der Verwaltungsbtirokratie, Stellung nimmt. Auch . in Bayern hat Angabe dieses Büros die Rekordhöhe Sammelergebnisse zeigen die Aufge-Entwiddungen, die doch nicht mehr sich selbst die CSU-Regierung der «von 160,3 Prozent des Durchschnitts ßchlossenheit der Bevölkerung für dieSÄ " 4 ZU Sab°tieren Und zu 1939- tadex für Lebensmittel- von ZL KpD LtelC F̂ lehintertreiben.

Nur Nichtfachleute und Reaktionäre
können der Auflösung der Mannhei¬mer Außenstelle zustimmen* Es ist zuhoffen, daß die politischen Parteienund der Gewerkschaftsbundalles un¬ternehmen werden, um dieses Diktatder Karlsruher Bürokratie rückgängigzu machen . -b-

ßen müssen, die Rückzahlung der preise in den Großstädten betrug sogarKopfquote von 60 DM nicht durchzu- .207,9 Prozent des Durchschnitts von Der Landesvorstanddankt an dieserführen.
Der Landesvorstand der KPD Hes¬

sen ist an den FDGB und an die SPD
herangetreten, zwecks Schaffung eines
Aktionsprogramms der Gewerkschaft
und der beiden Arbeiterparteien, das
die durch die Währungsreform für die verdienen.

1938 . Stelle allen Freunden und Helfern so-
Wem diese Rekordpreise dienen? wie den Mitgliedern der Partei für

Einzig und allein den Rieaenproflten ihre aufopferungsvolle Tätigkeit beider USA—Monopolisten, den gleichen der Vorbereitung der Volksbefragung ,reaktionären Kräften , die am Hunger
der Bevölkerung Westdeutschlands D®r Landesvorstand der KPD

Württemberg -Baden
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Berufsbildung mit oder ohne
Gewerkschaft?

Die außerordentliche Bedeutung des
Berufes für das Leben des einzelnen
und für die gesamte Volkswirtschaft
bedingt , daß die Gewerkschaften Ein¬
fluß auf das Berufsausbildungswesen
haben . Der Industrie - und Handels¬
kammer muß die Durchführung von
Abschlußprüfungen und die Gestaltung
auf die Lehrverträge aus den Händen
genommen werden . Der Wille der Ge¬
werkschaft , mit den Unternehmern über
diese Fragen zu verhandeln , wurde oft
bewiesen . Auf der Untemehmerseite
hat man andere Ziele , das beweist uns
der Brief von dem Verband Württ .-
Badischer Metallindustrieller e . V . In
diesem Schreiben heißt es wörtlich : ..

%ib £ =rfer3ug0 Ul
Vertreter der Jugend?

„Völkischer Beobachter " lebt weiter — Nazis in Demokratenmaske

Sehr geehrter Herr Bleicherl
Nach Besprechungen im Kreis der So¬

zialrechtlichen Arbeitsgemeinschaft der In¬
dustrie und im AusschuB des Verbandes
Württ .-Bad . Metallindustrieller teile ich
Ihnen auf Ihren Brief vom iS. 8 . 48 mit ,das die Industrie sich an der von Ihnen
veranstalteten Tagung für Lehrlingsaus¬bilder nicht beteiligen kann , da sie der
Auffassung ist , das sowohl die Ausbil¬
dung der Lehrlinge selbst als auch die
Unterrichtung der Lehrlingsausbilder al¬
leinige Angelegenheit der Arbeitgebersein muB , die für eine erfolgreiche Aus¬
bildung die Verantwortung tragen .

gez . Dr . Löwisch .
Die Metallarbeiterjugend Mannheims

protestiert gegen diese reaktionäre Hal¬
tung der Unternehmerkreise . Sie er¬
wartet von den Gewerkschaften , daß
diese einen Weg finden , welcher end¬
lich die Garantien gibt für eine gewis¬
senhafte fachliche Berufserziehung un¬
ter Kontrolle und Leitung der Organi¬
sation . Die jugendlichen Mitglieder des
Industrieverbandes Metall werden den
Verband in dieser Frage einmütig un¬
terstützen , denn sie sind sich dessen
bewußt , daß eine wesentliche Voraus¬
setzung zur materiellen und ideellen
Neugestaltung der deutschen Wirt¬
schaft der qualifizierte Berufsträgerist Dieser Berufsträger kann nur das
Ergebnis einer maßgeblichen Mitarbeit
und Kontrolle der mit der Interessen¬
vertretung der werktätigen Bevölke¬
rung betrauten Gewerkschaft in der
Berufsausbildung sein . F . H.

Wer zahlt das USA-Jugend-
programm?

Bei einer Beratung des Haushalts¬
planes im Hessischen Landtag in der
zweiten Juniwoche wurde unter Ein¬
zelplan XHa (Besatzungskosten ) , Kap .
10, Tit . 3 (Kosten für das amerikani¬
sche Jugendprogramm — GYA) die
Summe von RM 100 000,— angeführt .
Während der Debatten wurde eine An¬
ordnung der Militärregierung bekannt¬
gegeben , wonach verschiedene Posten
noch erhöht werden mußten . Für das
amerikanische Jugendprogramm GYA
wurden nunmehr mit den Stimmen

„. . zum Fanal des Aufstandes
der westlichen Welt gegenüber der
blutigen Woge , die sich aus den
Steppen Asiens auf unseren Kontinent
heranwälzt .“

Uns jungen Deutschen ist Stil und
Inhalt solcher Zeilen in grausamer
und schrecklicher Erinnerung . Solche
Worte waren die Einleitung zu all dem
furchtbaren , grauenvollen Erleben der
kurz hinter uns liegenden Jahre . Sie
.wurden in sämtlichen Leitartikeln des
„Völkischen Beobachters “ von dem
Nazigangster Goebbels der deutschen
Jugend eingeim £ft . Sie waren die mo¬
ralische Rechtfertigung vieler deut¬
scher Soldaten , wenn ihnen das Ge¬
wissen schlug und sie das Grauen
überkam vor all den gemeinen Taten ,
die sie an den Völkern Europas be¬
gingen .

Drei Jahre sind seitdem vergan¬
gen . Die deutsche Jugend steht in
schwerstem Ringen um die Erhaltung
ihrer nadeten Existenz . Die junge Ge¬
neration , vor allem leidet unter der
ungeheuren Schuld , die 13 Jahre
faschistischer Herrschaft , dem deut¬
schen Volk hinterließen . Millionen
junge Deutsche leiden heute noch
hinter Stacheldraht unter den Aus¬
wirkungen solcher wahnsinnigen Worte .

Vor mir liegt der Rundbrief Nr . 5
der „Jungen Union “ Mannheim . Er
betitelt sich : „Zu neuen Ufern “. Ver¬

antwortlich zeichnen E . Münch und W.
Simon . Ersterer schreibt den Leit¬
artikel : „Haben wir Chance ?“. In Ab¬
satz drei lese ich : . . . . . . zürn Fanal
des Aufstandes usw ., siehe
oben .

Ich traue meinen Augen nicht . Aber
doch , da steht — Juni 1948. Tau¬
sende Mannheimer Jugendliche , die
zur Völkerverständigung und zum
friedlichen Aufbau einer neuen , bes¬
seren Heimat bereit sind , klagen an .

Wir klagen an : AUe Institutionen und
Persönlichkeiten , die verantwortlich
sind für die Genehmigung solcher
Rundbriefe . Wir klagen an : Politische
Verhältnisse , die solchen , vom Geist
des Faschismus behafteten Menschen
jugendpflegerische Tätigkeit erlauben .
Wir fordern : Bestrafung aller , die unter
Mißbrauch ihrer öffentlichen Funktion
versuchen , die deutsche Jugend reif zu
machen für ein neues Völkergemetzel .
Verbot aller chauvinistischen Beein¬
flussung der deutschen Jugend , ganz
gleich gegen welches Volk . Erziehung
der deutschen Jugend zu Achtung und
Freundschaft gegenüber allen Völkern
der Erde . Demokratisierung Deutsch¬
lands und Schaffung einer einheitlichen ,
antifaschistischen , deutschen Republik ,
die der Garant für eine friedliche « id
bessere Zukunft der deutschen Jugend
ist . — ko —

Ausspracheabende der Mannheimer lugend
Dr. Ackermann sprach über .Jugend und Politik"

Dank der Initiative des Jugendrates
der Stadt Mannhein ^ flndet 14tägig ein
freier Aussprachabend für die ge¬samte Mannheimer Jugend statt . In
freier Diskussion nehmen dort junge
Menschen Stellung zu ihren eigenen
Problemen . Erfreulicherweise können
wir feststellöi , daß das Interesse an
diesen Abenden ständig wächst . Die
gute Thematik und sorgfältige Aus¬
wahl der Referenten geben den Dis¬
kussionen ein hohes Niveau .

So sprachen die Mannheimer Ju¬
gendlichen am vergangenen Dienstag
über das Thema „Jugend und Politik “.
Herr Dr . Ackermann , Lizenzträger des
„Mannheimer Morgen “, hatte sich als
Diskussionsleiter zur Verfügung ge¬stellt . In feiner Weise führte er die
Diskussion der jungen Menschen an
die Kernprobleme dieses Themas
heran . In reger Diskussion wurde klar
herausgeschält , daß es für die Jugend

der CDU und SPD , gegen die Stimmen
der KPD und bei Stimmenthaltung der
LDP der Betrag von RM 1500 000,—
bewilligt

kein Ausweichen vor den politischen
Fragen gibt Viele Jugendliche be¬
kannten sich zu einer bewußt politi¬
schen Einstellung . Wir sind der An¬
sicht , daß sich das Niveau der Aus -
spraebabende noch steigern ließe ,
wenn parteipolitische Bestrebungen ,
die immer wieder von einzelnen in
die Diskussion bineingeträgen werden ,
unterbleiben würden . Es sprechen noch
viel zu oft die bestallten Vertreter
der verschiedenen parteilichen Rich¬
tungen .

Das allgemeine Bild der bisherigen
Ausspracheabende zeigte den Willen
der Mannheimer Jugend auf , aktiv an
der Gestaltung des öffentlichen Le¬
bens teilzunehmen . Diesen Willen
zum Durchbruch zu bringen ist mit
eine Aufgabe der organisierten Ju¬
gend . Besonders im letzten Aus¬
spracheabend kam klar zum Aus¬
druck , daß dies nur gelingen kann ,
wenn die Jugend unter Zurückstellung
aller weltanschaulichen und partei¬
politischen Hemmungen ihren einheit¬
lichen Willen durch einheitliches Han¬
deln verwirklicht .

5 Mannheimer Jugendliche .

Zwei Zahlen
Zahlen sind immer ein bißchen

trocken . Aber seht euch diesen Ver¬
gleich doch bitte an :

In den Vereinigten Staaten von
Amerika ' *
gibt es 2 400 000 Arbeitslose
arbeiten - 2 000 000 Kinder in der In¬
dustrie .

Das bedeutet , daß in den USA
2 000 000 Arbeitslose arbeiten könnten ,wenn man die Kinder in die Schule
schicken würde und nicht in die
Fabrik .

Warum tut man das nicht ?
Ganz einfach , weil man Erwach¬

senen mehr Lohn geben muß als den
Kindern . Das alles steht in den
Zahlen .

(Kinderzeitung der FDJ , 1. Jahrg .
Nr . S vom 8. 6. 48)

Den Knaben "
Gebt die besten und sinnreichsten

Bücher den lernenden Knaben ,
zeigt des Himmels Gestirne , der Erde

Getier und Gestein ,die versunkene Urwelt , von forschen¬
der Hand ausgegraben ,

vorsintflutlicher Menschen Werkzeuge
und bleiches Gebein .

Setzt in Wirklichkeit um , was vor
Jahren im Traum uns erschienen ,lehrt die Knaben , wie man Motoren ,zum Leben erweckt ,Mechanismen der Uhren , geheime
Details der Maschinen ;

man zerstört sie vielleicht , doch
erkennt man dabei ihren Zweck ,

Zweimal zwei ist nicht vier , zweimal
vier ist nicht acht . Auf Erden

ist noch fern des utopischen Glückes
ewiger Lenz .

Eisen schlägt gegen Stein . Die Gewit¬
terluft schafft Beschwerden ,und man spürt schon den fauligen
Odem der Kriegspestilenz .

Beste Zeichengeräte soll man den
Knaben geben ,

helle Arbeitsstätten sollen für sie
erstehen ,

und sie werden die alternde Welt aus
den Angeln heben

und den Samen der Jungen auf ihren
Ruinen sä ^n.

Schickt die Knaben in sportlichem
Lauf durch die offenen Türen

und entzündet den Leitstern vor ihrem .
offenen Blick ,und es wird sie durchs Dunkel der
schlafenden Erde führen

der gewaltige Traum von der Mensch¬
heit kommendem Glück .

Aus dem Russischöl
nachgedichtet von A . E . Thoss

jr

Tbas Taufais Qauated
Mit einer Aufführungsserie von Zuck¬

mayers „Des Teufels General “ fand die
Spielzeit des - Mannheimer National¬
theaters ihren Abschluß . Die stiefmüt¬
terliche Behandlung , welche die Partei¬
presse in bezug auf Papierzuteilung
und Format gegenüber der lizenzierten
Kolonialanzeiger - Presse hinnehmen
muß , verbietet uns zwar eine ein¬
gehende Würdigung des Gesamtkunst¬
werks »Aufführung “, eine genaue Ana¬
lyse der einzelnen Komponenten , wie
schauspielerische Leistung , Regie usw .
Rund um die Mannheimer Auffüh rung
ist ohnehin in dieser Beziehung an an¬
derem Ort vielleicht des Guten oder
besser des Schlechten mehr als genug
geschehen . Indessen glauben , wir noch
eine Lücke zu schließen , die insbeson¬
dere von der fortschrittlichen Bevölke¬
rung stark empfunden wurde , wenn
auch wir zu dem Inhalt des Stückes , zu
seinem gesellschaftlichen Gehalt , und
sei es notgedrungen auch nur in noch
so apodiktischer Form , Stellung
nehmen .

Was ist es , das dieses „Zeitstück *
selbst für die „grauen und schwarzen
Eminenzen “ des Mannheimer Kultur -

und Theaterlebens so annehmbar
machte ? Sonst war man doch — aus¬
gerechnet an der Schillerbühne — nur
allzu geneigt , das Zeitstück mit dem
politischen Stück zu verwechseln und
bereit , in vollem Chor in den Refrain
einzustimmen : „Politisch Lied , ein gar¬
stig Lied “. Was also ?

Jedes Werk unterliegt nicht nur durch
den verschiedenen Standort von Autor
und Publikum , sondern auch durch die
Zeit einem Bedeutungswechsel . Mochte
des Teufels General allenfalls noch , —
wenn auch unter grober Verzerrung
des richtigen Verhältnisses der gesell¬
schaftlich wirksamen Kräfte — wäh¬
rend des Hitlerkrieges einem auslän¬
dischen Publikums , das unter dem un¬
mittebaren Eindruck deutscher KZ - und
Kriegs - Greuel geneigt war , den Fa¬
schismus als einen integralen Bestand¬
teil des deutschen Nationalcharakters ,als eine spezifisch deutsche National -
eigöischaft anzusehen , von der kein
Deutscher frei sei , zeigen , daß es trotz¬
dem einen Widerstand gegen das Böse
gab , das als solches erkannt wurde , so
treten die Grundschwächen und die
Grundfehler dieses Stückes , das an der
Oberflächebleiben , das nicht genügend
tiefer Eindringen in die wahrhaften
gesellschaftlichen Zusammenhänge in
dessen gänzlich anderer Wirkung auf

das heutige deutsche Publikum deut¬
lich zutage .

In den rund 25 Personen dieses
Stücks sieht das deutsche Publikum
sich selber , aber nicht wie es ist , son¬
dern wie es sich heute in seiner Mehr¬
zahl zu sehen wünscht . 25 Personen ,General und Arbeiter , Sängerinnen und
Kriminalbeamte , Kapitalisten und Kell¬
ner , Diplomaten und Offiziersburschen ,Alt und Jung , 25 Personen , die „das
Volk in Waffen “ repräsentieren , und
alle , bis auf zwei oder drei Ausnahmen ,sind schließlich nach einigem Hin und
Her „dagegöi “ . Der Zuschauer wird
immer — gesetzmäßig — die Vorgänge
auf der Bühne verallgemeinern . Die
konkreten Personen , der besondere
einmalige Vorgang — dem Zuschauer
sagen sie „so sind wir “ und „so pflegte
es zu sein “. So war es ? Hitlers Gene¬
rale waren also „dagegen “? Ja , dann
ist es recht , was wir immer wieder
tausendfältig versichern : „Wir alle wa¬
ren dagegen .“ „Des Teufels General “
ist eine einzige ungeheuerliche Apo¬
logie der Mitläufer . Der Spiegel , den
der Dichter seiner Zeit vorzuhalten
hat , spricht nicht die unerbittliche
Wahrheit , wie jenes „Spieglein an der
Wand “ des Märchens . „Des Teufels
General “ ist gesellschaftlich zutiefst un¬
wahr . Er ist zutiefst unsittlich , die
„moralischen Anstalt “ des Theaters wird

zur öffentlichen Lehrstätte der Unmo¬
ral , denn statt der Selbstanklage und
der „Reinigung “ erfährt hier der deut¬
sche Zuschauer die Reinwaschung sei¬
ner angebräuntöl Haut und die Recht¬
fertigung seines verderblichen Oppor¬
tunismus . „Tua res agitur “ — Deine
Sache ist ’s , die hier verhandelt wird
und — wie könnte es in diesem
Deutschland heute anders sein — sie
wird verhandelt wie vor einer deut¬
schen Spruchkammer . Des Teufels Ge¬
neral dient nicht dem gesellschaftlichen
Fortschritte , sondern dem Rückschritt .
Der Teufel ist bekanntlich ein äußerst
wandlungsfähiger Herr . Harras , des
Teufels General , und mit ihm das heu¬
tige deutsche Publikum sagt sich vom
Satan los , um hinfort Beelzebub zu
dienen .

AUe wahre und große Kunst deckt
die wahrhaften , gesellschaftlichen Zu¬
sammenhänge auf . Sie lebt aus der ge¬
sellschaftlichen Wahrheit , ehe darin be¬
steht , die gesellschaftlichen Grundlagen
klar zu erkennen . Die gesellschaftlich
wirkenden Kräfte aber sind politischer
Natur , die gesellschaftliche Wahrheit
also ist politische Wahrheit . Der poli¬
tischen Wahrheit aber entspricht die
Gestalt des Generals Harras so wenig
wie die übrigen Personen des Zuck -
mayerschen Stückes . —kww —

(Fortsetzung folgt )
/
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Untert torj &nr Währungsreform zum Schaden Dentsdtfands !(5P « S^ wW | »w Arbeitsminister Rudolf Kohl im Mannheimer Rosengarten
jJGründlich nachprüfen, Herr

Bürgermeister!
In Uiffingen , Kreis Tauberbiscbofs -heim , wurde einer ausgebombtenMannheimerin ein neuer Wohnraum

zugewiesen , der 90 baufällig ist , daßeine Zuleitung für den Her,d zumKamin nicht möglich ist . Aber manwußte Rat . Man schlug einfach einLoch in die Decke , steckte das Ofen¬rohr hinaus und fertig ist das Zimmer .Bei Regen läuft das Wasser in dasRohr und löscht das Feuer aus . DasTreppenhaus zur Wohnung ist derartbaufällig , daß es nur mit Lebensgefahrbenützt werden kaan .Auf unsere schriftliche Vorstellungbeim Bürgermeister erhielten wir vondiesem einen sehr höflichen Brief , inwelchem er schreibt : „Ihr Ansinnen ,die Sache der Oeffentlichkeit zu unter¬breiten , möchte ich nur begrüßen ,.wird mir doch dadurch Gelegenheitgeboten , die Schwierigkeiten der Bau -
stoffbeocfaaffung und sehr vieles an¬dere «vor einem breiten Forum klar¬zustellen .“

Wir wissen natürlich selbst , daßdiese Schwierigkeiten bestehen , wirglauben aber nicht , daß es in Uiffingenwirklich keine andere Möglichkeit gibt ,um diese Frau unterzubringen . Uns■ ist bekannt und selbst durch die Be¬hörden wurde schon vielfach festge -gtellt , daß noch nicht ausgenützterWohnraum vorhanden ist . In den mei¬sten Fällen scheuen sich die Behördendurchzugfeifen . Wenn der Bürgermei¬ster von Uiffingen einmal gründlichin seinem Ort nachsieht , dann wird esihm bestimmt möglich sein , diese aus -gebombte Mannheimerin besser wiebisher unterzubringen . - g-
Der Bürgermeister und die

Lahme!
Der sattsam bekannte Bürgermei¬ster Kunkel von Leutershausen , des¬sen selbstherrliches Verhalten dazuführte , daß der gesamte hiesige Ge¬meinderat gegen ihn .Stellung nahm ,hat sich neuerdings wieder etwas ge¬leistet , das äußerst bezeichnend fürseine ganze Einstellung ist . Einemverheirateten Arbeiter , der zu ihmkam , um für seine 23jährige , teilweisegelähmte Tochter ein Zimmer zu be¬antragen , gab der famose Bürgermei¬ster den Bescheid , daß „bei ihm nurzwei Personen zu berücksichtigen wä¬ren nämlich der Arbeiter selbst undseine Frau , die Tochter jedoch würdeer gar nicht rechnen “ . Empört und imInnersten von solch brutaler Gesin¬nung getroffen , ging der arme Vaterheim . Diejenigen , welche sich durchdie heuchlerische MaSke Kunkels vonAnfang an nicht täuschen ließen , ha¬ben hier eine erneute Bestätigung , aufwelch fruchtbaren Boden die un¬menschlichen Theorien der letzten 12Jahre in bezug auf Schwache und Hilf¬lose fielen . Bürgermeister Kunkel hateiner armen Kranken praktisch die

Lebensberechtigung abgesprochen . Esfehlt nur noch , daß er nach berühm¬tem Vorbild auch noch für che Aus¬merzung und Vernichtung aller Un¬heilbaren und Kranken , der Alten undKrüppel eintritt . Vorher wird aberder Protest des Gemeinderats gegenBürgermeister Kunkel beim Staats¬ministerium in Karlsruhe hoffentlichden einzig möglichen Widerhall fln-den .

Flüchtlingselend ohne Ende
(Eppelheim , Kreis Heidelberg )In dem ungefähr 35 qm großen , sehrniedrigen Nebenzimmer der „Krone “ inEppelheim leben seit nunmehr 2 Jahrensieben Erwachsene und fünf Kindervon zwei Flüchtlingsfamilien in denunwürdigsten Verhältnissen . Eine da¬malige Notmaßnahme hat nun zu einemDauerzustand geführt . Durch die Er¬öffnung der Gaststätte hat sich die Lageder Bedauernswerten noch weiter ver¬schlechtert . Zigarren - und Zigaretten¬rauch verschlechtert die Luft , so daßKinder und Erwachsene bis nach Mit¬ternacht keine Ruhe finden können , daihr Elendsquartier nur durch eine dünneHolzwand vom Lokal getrennt ist . Un -ausgeruht und erschöpft gehen die Un¬glücklichen dann des morgens zur Ar¬beit . Wenige Schritte von dieser Stätteder Not hat es bis heute ein „Bürger “

der Gemeinde fertiggebracht , sich vorunliebsamer Einquartierung zu schüt¬zen . Sein freundlich hergerichtetesHau9 zeigt nach der Straßenseite eingetarntes oberes Stockwerk » 2 schöne

(EB ) Arbeitsminister Rudolf Kohl
geißelte in einer überfüllten Massen¬
versammlung der KommunistischenPartei im Mannheimer Rosengartenden unsozialen Charakter der Wäh¬
rungsreform , wobei er erklärte , eswäre verantwortungslos von ihm alsArbeitsminister , wenn er nicht Maß¬nahmen gegen die drohende Gefahrder Arbeitslosigkeit vorgesehen hätte .Das Kündigungsschutxgesetz , mit demsich Landtag ' und Regierung beschäfti¬gen müssen , soll die Arbeiter und An¬gestellten weitgehendst schützen . DerRedner forderte produktiven Arbeits¬einsatz , z. B. durch kommunalen Woh¬nungsbau , vernünftigen Lastenaus¬

gleich bei Schutz des Kleinbesitzers ,Senkung der unerhört hohen Besat -
znngskosten , Bereitstellung von zins¬losen Krediten für die Krankenkassenund die Sozialversicherung und Reformder Sozialversicherung . Die von der
Militärregierung zugestandene 15proz.Lohnerhöhung sei jetzt schon durch
Preissteigerungen überholt . Schon wie¬der wären Tendenzen zur Warenhor¬tung festzustellen im Hinblick auf eine
erwartete Preissteigerung . Dem ver¬leumderischen Gerücht , daß er als Ar¬beitsminister schuld sei , wenn sich dielöproz . Lohnerhöhung für die Gemein¬dearbeiter verzögert habe , trat ' derRedner nachdrücklichst entgegen undbetonte , daß ihm von säiten der Ge¬
werkschaftsvertreter die Unterlagennicht rechtzeitig zugeleitet wordenseien .

Arbeitsminister Kohl faßte seineAusführungen dahingehend zusammen ,daß die separate Währungsreform einen

Teil der Durchführung des Marshall¬planes darstelle . Diese separate Wäh¬rungsreform sei sehr zum Schaden desdeutschen Volkes . Es müsse unbedingteine Korrektur nach der sozialen Seitehin erreicht werden . Wir wünschenjetzt endlich , so erklärte unter stür¬mischem Beifall der Redner , die Frei¬heit , unser Leben und unser Schicksalselbst zu bestimmen .Unseren Lesern fällt auf . . .. . . daß die Harter der heute in Mengenauftauchenden Waren für Ihr volkssch &di -geudes Verhalten dadurch belohnt wor¬den , daB man Ihnen ihr in diesen Warenstechendes Vermögen nicht antastete .. . . daß ausgerechnet die ArbeiterstadtMannheim unter allen Städten weit undbreit die einzige ist . .auf deren Straßen¬bahn es keine trmsteigefahrkarten gibt .. . . daß die von Richtung Waldhof kom¬mende Linie 3 an der Friedr . - Ebert -Brückeregelmäßig den mit der Linie 10 von Kä¬fertal kommenen Umsteigefahrgästen umeine halbe Minnte vor der Nase wegfährt .. . . daß der bereits vor einigen Monatenvon der Spruchkammer Mannheim alsHauptschuldiger zn 8 Jahren ArbeitslagerKgrurteilte Gestapo -Agent , SS -Sturmfüh -re 'r , Radiohändler Burchardt ans Sand¬hofen heute noch frei herumlaufen bzw .in einem Personenauto mit der Aufschrift„ Arzt “ herumfahren kann , obwohl ernach der Verhandlung sofort festgenom¬men wurde .

Stürmisches Gelächter!
Als der Redner sagte , man braucheAuslandskredite und „die Weststaatenwürden uns nicht untergehen lassen, “

brachen die 480—500 Teilnehmer einerVersammlung der Gewerkschaft FreieBerufe ln Frankfurt a . M. in stürmi¬sches Gelächter aus .

Zur Hausbrandversorgung 1948/49
Die Herbeischaffung und Eindeckungder Habsbrandkohle vollzog sich innormalen Zeiten hauptsächlich in den '

Frühjahrs - und Sommermonaten . DieZeit vor dem Eintritt der herbstlichen
Lebensmitteltransporte wurde benutzt ,um die Kohle an Ort und Stelle zubringen . Die trüben Erfahrungen dervergangenen Nachkriegswinter hättenangesichts des immer noch großenMangels an Waggon - und Schiffsmate¬rial Anlaß sein müssen , -dieses Jahrdoppelte Eile an den Tag zu legen . .DagBestreben der Zechenbarone , möglichstgroße Haldenbestände über die Wäh¬rungsreform hinwegzubringen , wirktsich auch auf diesem Sektor unheilvollaus . Diesem Treiben sahen die Behör¬den , wie bei allen anderen Hortungs¬bestrebungen , tatenlos oder ohnmächtigzu . So erklärt es sich , daß auch diesesJahr die beste Zeit für die Hausbrand¬beschaffung wiederum verpaßt istWohl traten laut Pressemeldungenvom Januar d . J . alle Ländervertreterder Bizone zusammen , um sich an denVorarbeiten für den neuen Hausbrand¬versorgungsplan zu beteiligen . Es wurdeerklärt , daß die Bevölkerung im Hin¬blick auf die steigende Kohlenförde¬rung einen Anspruch auf eine Mindest¬menge pro Durchschnittshaushalt von20 Ztr . Steinkohle bzw . 30 Ztr . Braun¬kohlenbriketts habe . Der Gesamthaus¬haltsbedarf für das neue Versorgungs¬jahr wurde mit 7,8 Millionen TonnenSteinkohlen errechnet . Diese Zifferndecken sich mit der von der Militär¬regierung in den „Badischen NeuestenNachrichten “, Karlsruhe , vom 10. Juilgegebenen Antwort . Im scharfen Wi¬derspruch hierzu steht die Antwortder wurttembergisch -badischen Regie¬

rung auf eine Anfrage der kommuni¬stischen Landtagsfraktion (wiederge¬geben in derselben Zeitungsausgabe ).Nach dieser Meldung sollen bis De¬zember 6,2 Ztr . Steinkohleneinheitenpro Haushalt ver4feilt werden . Was istnun richtig ? Bei nüchterner Betrach¬tung scheinen die Angaben der würt -temhergisch -badischen Regierung leiderdie richtigeren zu sein . Es sieht diesesJahr wieder ganz ähnlich aus wie im
vergangenen . Dort war als ursprüng¬liches Ziel eine Menge von 20 Ztr .Steinkohle bzw . 27 Ztr . Briketts proHaushalt aufgestellt worden . Der letzt¬jährige Versorgungsplan wurde zwei¬mal umgeworfen und 10 Ztr . Braun¬kohle blieben als ' Resultat übrig , eine
Menge , die bei dem vergangenen mil¬den Winter zur allergrößten Not aus¬reichen mußte . Niemand weiß , welcheFormen der kommende Winter anneh¬men wird und wie sich die Transport¬verhältnisse gestalten . Auch letztesJahr wurde immer erklärt , daß man
gegen den Winter gewappnet sei . Das
Ergebnis war ein glatter Mißerfolg .Der Mitteilung der Militärregierungdürften nur theoretische Planziffern
zugrunde liegen , die durch die Ver¬
hältnisse schon längst überholt sind .Mit Wunschzahlen , die nicht mehr ver¬wirklicht werden können , ist der Be¬
völkerung keineswegs gedient . Sie dürf¬
ten eine ähnliche Bewertung verdienenwie die Meldung über die schon imFrühjahr in Ausischt gestellten 6 Ztr .Kartoffeln pro Kopf , bevor überhauptfeststeht , wie die Ernte ausfällt .

Stadtrat Riedinger ,
Bürgermeister a . D ., Karlsruhe

Fenster , mit Gardinen versehen , könnennicht verdecken , daß hinter der Fas¬sade genügend Platz wäre , um mitwenig Mitteln mindestens ein Zimmermit Küche einzurichten . Allerdings istdas kein Flüchtling oder sonst einNamenloser der Gemeinde . Jeder Ep-
pelheimer kann sich leicht überzeugen ,wenn er das Schuhhaus HeinrichBarthaufmerksam betrachtet .

Sittlichkeit und Moral sind nicht inGefahr , denn sonst wären ja die Kul¬turinstitutionen Eppelheims — Rathausund Kirche — längst eingeschritten . Insozialer Hinsicht scheint auch alles inOrdnung zu sein , da ja von einem - So¬zialisten . wie ihn Eppelheim ln derPerson seines Bürgermeisters hat , so¬fort Abhilfe geschaffen worden wäre .Wir sind in der Lage , noch mehrFingerzeige zu geben . Jedoch hoffenwir , daß dies für heute genügen wird ,um den unwürdigen Zustand in der
„Krone “ zu beenden , -gä -

Rettet Deutschland!
Zu den zehntausend Hetzplakatendes Parteivorstandes der SPD in Han¬nover mit der Ueberschrift : „RettetBerlin “

, welche in Württemberg -Badenz . Z . angeschlagen wurden , sendet unsein Leser folgende Zeilen :
„Um Deutschlands Einheit ringt heute

ein jeder ,So er nicht steht im Lager der Landes¬
verräter .Für wirtschaftliche Freiheit und Volkes
Recht

Kämpft die KPD allein und gerecht .
Wer Mars hellplan und Besatzungs¬

statut bejaht .Übt an der Einheit Deutschlands Verrat ,Die Einheit Deutschlands ist höchstes
Gebot ,

Nur Einheit bringt Frieden . Freiheit
und Brot !“

W . Be . . Heidelberg .

Die unter dieser Rubrik veröffentlichtenEinsendungen unserer Leser decken sichnicht in jedem Falle mit der Auffassungder Redaktion .
Der Mörder aber . . .

Liebes Volksecho : Du hast in Deinerletzten Nummer einen der größtenLumpen Mannheims genannt . Bin inder Lage , Dir noch einige nennens¬werte Einzelheiten zu berichten , diedie Schändlichkeit dieses Menschen¬schinders ins rechte Licht rücken . JoH.Christoff Schott , um den es skh hierhandelt . . . . Als der „Schwager sei¬nes Neffen * die Welt in das größt *Blutbad aller Zeiten stürzte , kamenfür den ehemaligen kaiserlichen Ula -
nenunteroff > ;* r - Schutzmann himm¬lische Zeiten .

' Er bekam das Oberkom¬mando und die Gewalt über 200 wehr¬lose Menschen , über Kriegsgefangene .Mit seinem „Sprachrohr “, einem Gum¬
miknüppel mit Stahleinlage , raste erhinter den Gefangenen her , und in den
Motorenwerken gibt es fast keinenArbeiter oder Angestellten , der nichteinmal gesehen hat , wie dieser Sadisteinen oder mehrere Gefangene so zuBoden schlug , daß sie blutüberströmt
liegen blieben . Dieser „Taten “ rühmte
er sich bei jeder Gelegenheit . So sagteer einmal im Bunker : „Heute habe ichwieder einmal so einen alliiertenHund zusammengeschlagen “ .Den Kriegsgefangenen Kostin schluger förmlich zum Idioten . Kostin blieb
eines Tages nach den viehischen Miß¬
handlungen durch Schott bewußtlosam Boden liegen , wo er dann voneiner Bombe vollends getötet wurde . 'Der Mörder aber heißt Johann Chri¬stof Schott . Aber nicht nur Schott ,sondern auch dessen Vorgesetzten , die
Direktoren und Betriebsleiter derMWM sind schuldig , denn diese ließen
nicht nur fortgesetzt den Kriegsver¬brecher Schott seinen sadistischen
Blutrausch austoben , sondern sie
ermunterten ihn dazu noch besonders .Unmittelbar nach dem Eintreffen der
Amerikaner in Mannheim verstand esdieser Erzlump , seine Erfahrungen beider Besatzungsbehörde a, ;ztmieten -. . .Das andere und weitere , liebes Volks¬echo , scheint Dir bekannt zu sein , auchdas mysteriöse Verschwinden einervon 16 Kriegsgefangenen unterschrie¬benen Darstellung der Lumpereien desSchott .

Aber es gibt noch viele Zeugen , undwenn der Staatsanwalt oder die
Spruchkammer mal in den Motoren¬werken oder sonst in der Nedcarstadt
herumhorcht , so kann sie sich Zeugen ,
•in vielen Dutzenden zusammensuchen .

Sch . K ., Mannheim .Hat sich etwas geändert?
. . . Sollten wir als Deutsche nichtauf unser Wohl bedacht sein und auchdie USA zur Einhaltung des Pots¬damer Vertrages anhalten ? Hatte nichtdie USA auch hier unter ihrem der¬

zeitigem Präsidenten Truman die Ver¬
pflichtung übernommen , daß das deut¬sche Volk über sein Staatswesen in
demokratischer Hinsicht frei bestim¬men kann ? Wer regiert überhaupt ?Hat sich in der Art und Weise von
regiert werden etwas geändert ? . . .Im Gegenteil , dieselben Kräfte , dieauch Hitler dirigiert , haben nur ihreTaktik , aber nicht die Methoden ge-dert . Mit besonderem Eifer wird die
Erweckung polen - , russen - und slaveh -feindlicher Stimmung benutzt , umnach alten preußischen und faschisti¬schen Methoden das deutsche Volk zuverwirren und in einen neuen Revan¬
chekrieg hineinzuhetzen . Auf diese Artsoll es möglich gemacht werden , auchden Besitz dieser Völker in USA -Fi -
aanzhand zu bringen , um so die „ Dik¬
tatur des • Geldes “ zu verwirklichen ,was unsere Währungsreform schon zur
Genüge beweist . Man versucht aufdiese Art , die absterbende kapitalisti¬sche Gesellschaftsschicht zu retten , wasaber nur die Not des deutschen Volkesund der Völker Europas verlängernwürde , so sie glauben , wie Hitler bis 5nach 12 kämpfen zu können , um letztenEndes Deutschland als Wüste und ohneVolk untergehen zu lassen , genau wie
Spengler in seinem Buche geweißsagthat .

Josef Leute , Mannheim -Waldhof .
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